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Geburtsdatum einen immateriellen Schadensersatz in Höhe von 2.000,00 

EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 

Rechtshängigkeit zu zahlen. 

2. Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, der Klägerseite alle 

materiellen künftigen Schäden zu ersetzen, die der Klägerseite durch den 

unbefugten Zugriff Dritter auf das Datenarchiv der Beklagten, der nach 

Aussage der Beklagten im Jahr 2019 erfolgte, entstanden sind und/oder noch 

entstehen werden. 

3. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin für die Nichterteilung einer den 

gesetzlichen Anforderungen entsprechenden außergerichtlichen 

Datenauskunft i.S.d. Art. 15 DS-GVO einen weiteren immateriellen 

Schadensersatz in Höhe von 1.000,00 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit zu zahlen. 

4. Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerseite Auskunft über die die Klägerseite 

betreffenden weiteren personenbezogenen Daten zu erteilen, die durch 

Unbefugte erlangt werden konnten, namentlich welche Daten außer der 

Telefonnummer der Klägerseite durch welche Empfänger zu welchem 

Zeitpunkt bei der Beklagten durch „Web Scraping“, die Anwendung des 

Kontaktimporttools oder auf andere Weise unbefugt erlangt werden konnten. 

5. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der Zu-

widerhandlung vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu EUR 

250.000,00 EUR, ersatzweise an ihrem gesetzlichen Vertreter (Director) zu 

vollstreckender Ordnungshaft, oder einer an ihrem gesetzlichen Vertreter 

(Director) zu vollstreckender Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im 

Wiederholungsfall bis zu zwei Jahren, zu unterlassen, personenbezogene 

Daten der Klägerseite, insbesondere die Telefonnummer, unbefugten Dritten 

über eine Software zum Importieren von Kontakten zugänglich zu machen, 

wie geschehen anlässlich des sogenannten Facebook-Datenleaks, das nach 

Aussage der Beklagten im Jahr 2019 stattfand. 

6. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der 

Zuwiderhandlung vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu EUR 

250.000,00 EUR, ersatzweise an ihrem gesetzlichen Vertreter (Director) zu 

vollstreckender Ordnungshaft, oder einer an ihrem gesetzlichen Vertreter 

(Director) zu vollstreckender Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im 

Wiederholungsfall bis zu zwei Jahren, zu unterlassen, personenbezogene 

Daten der Klägerseite, insbesondere die Telefonnummer, ohne Einholung 

einer Einwilligung oder Erfüllung sonstiger gesetzlicher Erlaubnistatbestände 

zu verarbeiten. 

7. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerseite vorgerichtliche 

Rechtsanwaltskosten in Höhe von 973,66 EUR zuzüglich Zinsen seit 

Rechtshängigkeit in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu 

zahlen. 

8. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte. 

9. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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10. Der Streitwert wird auf 9.800 Euro festgesetzt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Diese Entscheidung kann mit dem Einspruch angefochten werden. Er ist innerhalb von zwei Wochen bei dem 

Landgericht Oldenburg, Elisabethstraße 7, 26135 Oldenburg einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 

Entscheidung.  

Der Einspruch ist in elektronischer Form einzulegen. Nur eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt kann den 

Einspruch einlegen. Der Einspruch muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das er gerichtet wird, sowie die 

Erklärung, dass gegen diese Urteil Einspruch eingelegt wird, enthalten. Soll das Versäumnisurteil nur zum Teil 

angefochten werden, so ist der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen.  

Ferner sind innerhalb der Frist von zwei Wochen sämtliche Angriffs- und Verteidigungsmittel einschließlich 

Beweisantritten sowie Rügen, die die Zulässigkeit der Klage betreffen, vorzutragen. 

 

 

 

 

Mönnich Schmidt-Sander Martens 

Vorsitzender Richter am 

Landgericht 
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